
Stellt der Staatsanwalt das Verfahren ein, weil festgestellt ist, daß die Straftat 
nicht vom Beschuldigten begangen worden ist, gibt er das Verfahren dem Unter
suchungsorgan zur Einleitung eines Ermittlungsverfahrens gegen Unbekannt oder 
einen Dritten zurück.

Im dritten Fall steht die Einstellung nur dem Staatsanwalt zu. Er hat zu prü
fen, ob das Untersuchungsorgan alle Möglichkeiten zur Klärung der Sache ausge
schöpft hat. Kann trotzdem nicht festgestellt werden, daß der Beschuldigte die 
Straftat begangen hat oder ob eine Straftat vorliegt, erfolgt in Übereinstimmung 
mit dem in § 6 StPO enthaltenen Grundsatz der Präsumtion der Unschuld die 
Einstellung des Verfahrens.

Weiterhin kann ausschließlich der Staatsanwalt das Ermittlungsverfahren ein
stellen, wenn nach den Bestimmungen des StGB von Maßnahmen der strafrecht
lichen Verantwortlichkeit abgesehen wird (§ 148 Abs. 1 Ziff. 3 StPO). Dieser Ein
stellungsgrund kommt z. B. dann zur Anwendung, wenn die Voraussetzungen des 
§ 25 StGB vorliegen. Die Einstellung auf dieser besonderen Grundlage wurde dem 
Staatsanwalt in seiner Eigenschaft als staatlicher Ankläger Vorbehalten. Ihr liegen 
Sachverhalte zugrunde, die zu einem gerichtlichen Schuldspruch führen können, 
aber bereits im Ermittlungsverfahren so eindeutig geklärt sind, daß es nicht er
forderlich ist, das Absehen von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich
keit erst im Ergebnis einer gerichtlichen Hauptverhandlung auszusprechen.

Des weiteren kann ausschließlich der Staatsanwalt das Ermittlungsverfahren 
einstellen, wenn der Beschuldigte wegen einer anderen Straftat rechtskräftig ver
urteilt ist und die zu erwartende Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlich
keit neben der rechtskräftig verhängten nicht ins Gewicht fällt (§ 148 Abs. 1 Ziff. 4 
StPO). Eine Einstellung aus diesem Grunde erfolgt, wenn der Täter einer Straftat 
geringeren Ausmaßes beschuldigt wird, aber zum Zeitpunkt des Abschlusses des 
Ermittlungsverfahrens bereits wegen einer anderen erheblich schwerwiegenderen 
Straftat verurteilt worden ist. Da in solchen Fällen keine oder nur eine unbedeu
tende Veränderung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit des Beschuldigten er
folgen würde, kann der Statsanwalt die Entscheidung treffen, das Verfahren ein
zustellen.

Nicht behandelt werden hier die besonderen, dem Staatsanwalt vorbehaltenen Fälle
der vorläufigen Einstellung des Ermittlungsverfahrens.
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